
16. ERKENNT AN, dass zwischen den Mitgliedstaaten zwar kul-
turelle, soziale und wirtschaftliche Unterschiede bestehen,
die nationalen Unterschiede in Bezug auf Trinkgewohnhei-
ten, Alkoholkonsum und Strategien im Bereich der Alko-
holproblematik jedoch geringer werden;

17. IST DER AUFFASSUNG, dass die Politik der Gemeinschaft
sich auf Maßnahmen mit europäischem Mehrwert konzen-
trieren sollte, wobei die Möglichkeiten, die sich im Rahmen
des künftigen Aktionsprogramms im Bereich der öffent-
lichen Gesundheit bieten, voll ausgeschöpft, aber auch
Maßnahmen in anderen Bereichen als dem der öffentlichen
Gesundheit einbezogen werden sollten;

18. UNTERSTREICHT deshalb, dass es wünschenswert ist, eine
umfassende Gemeinschaftsstrategie zur Minderung der
schädlichen Wirkungen des Alkohols zu entwickeln, die
sich insbesondere aus folgenden Teilen zusammensetzt:

� Weiterentwicklung der vergleichenden und umfassen-
den Information und der einschlägigen Spitzenfor-
schung sowie eines wirksamen Überwachungssystems
in Bezug auf Alkoholkonsum, schädliche Wirkungen
des Alkohols sowie Abhilfemaßnahmen und ihre Aus-
wirkungen in der Europäischen Gemeinschaft;

� einem Bündel von auf einander abgestimmten Gemein-
schaftsmaßnahmen in allen einschlägigen Politikberei-
chen; bei der Festlegung und Durchführung von Ge-
meinschaftsmaßnahmen in Bereichen wie Forschung,
Verbraucherschutz, Verkehr, Werbung, Marketing,

Sponsoring, Verbrauchsteuern und Binnenmarktfragen
ist ein hohes Gesundheitsschutzniveau unter voller
Wahrung der Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten si-
cherzustellen;

� Verstärkung der Zusammenarbeit und des Erfahrungs-
austauschs zwischen den Mitgliedstaaten;

� internationale Zusammenarbeit, insbesondere mit und
innerhalb der Weltgesundheitsorganisation;

19. BEGRÜSST die Annahme der Empfehlung zum Alkoholkon-
sum von Kindern und Jugendlichen durch den Rat als
ersten Schritt in Richtung auf einen umfassenderen ge-
meinschaftsweiten Ansatz;

20. IST SICH DES UMSTANDS BEWUSST, dass einerseits die Zu-
sammenarbeit mit den Beitrittsländern erforderlich ist, um
die Beratungen über eine Alkoholstrategie insbesondere im
Rahmen des künftigen Aktionsprogramms im Bereich der
öffentlichen Gesundheit zu berücksichtigen, und dass an-
dererseits Maßnahmen betreffend alkoholbedingte Pro-
bleme in das Phare-Programm einbezogen werden müssen;

21. ERSUCHT die Kommission, Vorschläge für eine umfassende
Gemeinschaftsstrategie zur Minderung der schädlichen
Wirkungen des Alkohols, welche die nationalen Konzepte
ergänzen soll, vorzulegen und einen Zeitplan für die ver-
schiedenen Maßnahmen aufzustellen.

SCHLUSSFOLGERUNGEN DES RATES

vom 5. Juni 2001

zur epidemiologischen Lage der Variante der Creutzfeldt-Jakob-Krankheit (vCJK) und zu einer
proaktiven Strategie gegenüber Zoonosen, insbesondere der transmissiblen spongiformen Enze-

phalopathie (TSE)

(2001/C 175/02)

DER RAT DER EUROP˜ISCHEN UNION �

1. IN DER ERW˜GUNG, dass in den letzten Jahrzehnten in den
meisten Mitgliedstaaten die gemeldeten Fälle von durch
Lebensmittel übertragenen Krankheiten zoonotischen Ur-
sprungs, bei denen es sich sowohl um neu auftretende
als auch um wieder auftretende Krankheiten handelt, er-
heblich zugenommen haben;

2. IN DER ERW˜GUNG, dass vCJK stets tödlich verläuft und
auch jüngere Menschen befällt;

3. UNTER HINWEIS AUF die Notwendigkeit, bei der Festlegung
und Durchführung aller Gemeinschaftspolitiken und -maß-
nahmen ein hohes Gesundheitsschutzniveau sicherzustel-
len;

4. EINGEDENK der Mitteilung der Kommission über die ge-
sundheitspolitische Strategie der Europäischen Gemein-

schaft, in der betont wird, dass die Maßnahmen im Rah-
men des Gesundheitswesens mit gesundheitspolitischen Ini-
tiativen in anderen Politikbereichen verknüpft werden müs-
sen, und in der die Kommission ihre Absicht bekundet,
Mechanismen zu schaffen, mit denen sichergestellt wird,
dass bei den einzelnen Politikbereichen und Maßnahmen
zum Gesundheitsschutz beigetragen wird, sowie eingedenk
des Vorschlags der Kommission über ein Programm im
Bereich der öffentlichen Gesundheit;

5. UNTER HINWEIS AUF die Schlussfolgerungen des Europäi-
schen Rates von Nizza (7.�9. Dezember 2000), in denen
von den bisherigen Maßnahmen zur Bekämpfung der BSE
Kenntnis genommen und betont wurde, dass zur Ver-
hütung, Diagnose und Behandlung dieser Krankheit ver-
stärkte Anstrengungen im Bereich der Humanmedizin
und der Veterinärforschung erforderlich sind;
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6. UNTER BEKR˜FTIGUNG des bereits in den Schlussfolgerun-
gen des Rates vom 14. Dezember 2000 über BSE und die
epidemiologische Lage der Variante der Creutzfeldt-Jakob-
Krankheit geäußerten Willens, auf eine Klärung der Frage
hinzuarbeiten, welche Folgen die BSE-Epidemie für die
menschliche Gesundheit hat;

7. UNTER HINWEIS AUF die Entscheidung Nr. 2119/98/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates über die Schaffung
eines Netzes für die epidemiologische Überwachung und
die Kontrolle übertragbarer Krankheiten in der Gemein-
schaft, einschließlich durch Lebensmittel übertragener
Krankheiten, wie vCJK, und anderer durch unkonventio-
nelle Erreger übertragener Krankheiten;

8. UNTER WÜRDIGUNG des umfassenden Verzeichnisses der
europäischen Forschungstätigkeiten im TSE-Bereich, das
von einer durch die Kommission eingesetzten Gruppe füh-
render Experten vorgelegt worden ist und die Stärken und
Schwächen der europäischen Forschung in diesem Bereich
aufführt, damit auf dieser Grundlage die wichtigsten Ge-
biete künftiger Forschungsanstrengungen ermittelt werden
können;

9. UNTER HINWEIS DARAUF, dass im Kommissionsvorschlag
für das sechste Rahmenprogramm 2000�2006 im Bereich
der Forschung, technologischen Entwicklung und Demons-
tration Lebensmittelsicherheit und -gesundheitsrisiken als
vorrangig bezeichnet werden, ebenso wie die Erforschung
der Methoden zur Analyse und zum Nachweis chemischer
Kontaminanten und pathogener Mikroorganismen, der
Auswirkungen der Tiernahrung und der Verwendung von
Abfallprodukten unterschiedlicher Herkunft in der Tiernah-
rung auf die menschliche Gesundheit sowie der Epidemio-
logie ernährungsbedingter Krankheiten und der genetisch
bedingten Anfälligkeit;

10. UNTER HINWEIS AUF die Richtlinien der Kommission
1999/82/EG und 1999/104/EG zur ˜nderung der Anhänge
der Richtlinien 75/318/EWG und 81/852/EWG mit dem
Ziel, die Gefahr der Übertragung der TSE durch Arznei-
mittel (einschließlich natürlicher und homöopathischer
Heilmittel) für Menschen und Tiere zu bannen, auf die
Richtlinie 76/768/EWG über kosmetische Mittel, auf die
Richtlinie 93/42/EWG über Medizinprodukte und auf die
Empfehlung des Rates 98/463/EG, in der Zulassungskrite-
rien für Blut- und Plasmaspender festgelegt werden;

11. UNTER HINWEIS AUF den Vorschlag der Kommission für
eine Richtlinie zur Festlegung von hohen Qualitäts- und
Sicherheitsstandards für die Gewinnung, Testung, Verarbei-
tung, Lagerung und Verteilung von menschlichem Blut und
Blutbestandteilen und zur ˜nderung der Richtlinie des Ra-
tes 89/381/EWG;

12. IST DER AUFFASSUNG, dass zur Überwachung und Ver-
hütung von Zoonosen, einschließlich TSE, eine proaktive
und koordinierte Strategie im Gesundheitswesen erforder-
lich ist, zu der auch die epidemiologische Überwachung
der bei Menschen auftretenden Fälle und eine rechtzeitige

Bewertung der Gefahren für die menschliche Gesundheit
gehören;

13. BETONT, dass neu auftretende und wieder auftretende
Krankheiten zoonotischen Ursprungs, einschließlich des Ur-
sprungs und der möglichen Übertragung der TSE-Erreger,
wissenschaftlich erforscht und Methoden zur Inaktivierung
der TSE-Erreger entwickelt werden müssen, klinische und
Labordiagnoseverfahren für TSE erforderlich sind und Maß-
nahmen zur Ermittlung der Risiken einer iatrogenen Über-
tragung und zur Entwicklung von Schutzmaßnahmen ge-
gen eventuelle Gefahren getroffen werden müssen;

14. UNTERSTREICHT, wie wichtig es ist, dass sich die Öffentlich-
keit des Umfangs der verschiedenen Gesundheitsrisiken be-
wusst ist, damit sie angesichts dieser Gesundheitsrisiken
Entscheidungen in Kenntnis der Sachlage treffen kann;

15. HEBT HERVOR, dass die Öffentlichkeit und die im medizi-
nischen und im sozialen Bereich Beschäftigten angemessen
über die Risiken unterrichtet werden müssen, damit vCJK-
Patienten sowie Patienten mit der sporadisch auftretenden,
bereits bekannten CJK und mit damit verwandten Krank-
heiten nicht stigmatisiert und einer angemessenen medizi-
nischen und sozialen Betreuung beraubt werden;

16. IST DER AUFFASSUNG, dass die Mitgliedstaaten und die
Kommission ihre Bemühungen zur Verhütung von Zoo-
nosen, insbesondere TSE, fortsetzen und verstärken sollten.
Er ruft die Mitgliedstaaten auf,

a) eine effiziente und zuverlässige epidemiologische Über-
wachung für Fälle von Zoonosen, einschließlich TSE,
beim Menschen zu gewährleisten;

b) bewährte Methoden zur Unterrichtung der Öffentlich-
keit über Risiken hinsichtlich neu oder wieder auftreten-
der Krankheiten wie vCJK zu fördern;

c) Informationen und Kenntnisse über bewährte Methoden
für die medizinische und soziale Betreuung von CJK-
und vCJK-Patienten und ihrer Familienangehörigen aus-
zutauschen;

d) die einschlägige Forschung zu fördern und zu koordinie-
ren;

e) insbesondere in den oben genannten Bereichen eng mit
der Kommission und internationalen Organisationen,
wie z. B. der WHO, zusammenzuarbeiten.

Er bittet die Kommission,

a) integrierte Mechanismen zu entwickeln, damit bei den
einschlägigen Politikbereichen und Maßnahmen der Ge-
meinschaft ein Beitrag zum Schutz der Gesundheit vor
Gefahren im Zusammenhang mit Zoonosen, einschließ-
lich TSE, geleistet wird;
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b) insbesondere im Rahmen des Netzes zur epidemiologi-
schen Überwachung und Kontrolle übertragbarer Krank-
heiten effiziente und zuverlässige Strategien und Metho-
den zur Verhütung und Kontrolle von Zoonosen, ein-
schließlich TSE, auf Gemeinschaftsebene zu verstärken
und auszubauen sowie Methoden zu entwickeln, um die
von einigen Zoonosen, einschließlich TSE, ausgehenden
Gefahren für die menschliche Gesundheit zu bewerten
und diese Bewertung bei der Entwicklung von Gemein-
schaftspolitiken zu berücksichtigen;

c) die vorhandenen Mechanismen zur Überwachung von
vCJK auf Gemeinschaftsebene zu verstärken und aus-
zubauen, um die Daten, die im Rahmen des Netzes
zur epidemiologischen Überwachung und Kontrolle
übertragbarer Krankheiten in der Gemeinschaft über
Fälle beim Menschen vorliegen, uneingeschränkt nutzen
und somit die Bewertung der Gefahren für die mensch-
liche Gesundheit verbessern zu können;

d) insbesondere im Rahmen des Netzes zur epidemiologi-
schen Überwachung und Kontrolle übertragbarer Krank-
heiten den Austausch von Informationen und Kenntnis-
sen über bewährte Methoden zur Unterrichtung der Öf-
fentlichkeit über die Gefahren neu oder wieder auftre-
tender übertragbarer Krankheiten wie vCJK zu unterstüt-
zen;

e) Maßnahmen in Bezug auf die Sicherheit von Organen
und Stoffen menschlichen Ursprungs zu erwägen;

f) Forschungsarbeiten im Gesundheitsbereich in einem ge-
eigneten Rechtsrahmen zu fördern, ausgehend von dem
Verzeichnis der europäischen TSE-Forschungstätigkeiten
auf einzelstaatlicher Ebene und unter besonderer Be-
rücksichtigung folgender Schwerpunkte:

� Ursprung und mögliche Übertragung von TSE-Erre-
gern;

� Methoden und Produkte zur Inaktivierung von TSE-
Erregern;

� klinische und Labordiagnoseverfahren für TSE, ins-
besondere Frühdiagnoseverfahren mit Hilfe von zu-
gänglichem peripherem Gewebe;

� Ermittlung der Gefahren einer iatrogenen Übertra-
gung und Entwicklung von Schutzmaßnahmen ge-
gen eventuelle Gefahren;

� Ermittlung möglicher Therapien;

g) eine ständige Überprüfung der Schutzmaßnahmen zur
Vermeidung der potenziellen Gefahren einer beispiels-
weise durch Arzneimittel, Kosmetikartikel oder Medizin-
produkte erfolgenden iatrogenen Übertragung, gegebe-
nenfalls unter Anwendung des Vorsorgeprinzips, im
Lichte der derzeitigen Erkenntnisse vorzunehmen;

h) zwischen den Mitgliedstaaten den Austausch von Infor-
mationen und Kenntnissen über bewährte Methoden
betreffend Maßnahmen zur Beseitigung und besseren
Prävention der potenziellen Gefahren einer iatrogenen
Übertragung zu unterstützen;

i) eng mit internationalen Organisationen, insbesondere
der WHO, zusammenzuarbeiten;

j) dem Rat so bald wie möglich über diese Fragen Bericht
zu erstatten.
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